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(Aufenthaltsgenehmigung) zu vermerken und darf im 
Währungsgebiet der DM der Deutschen Notenbank nur 
nach den Maßgaben des § 5 dieser Durchführungs­
bestimmung verwendet werden.

(2) Reisende aus Westdeutschland nach Groß-Berlin 
und umgekehrt können DM der Bank Deutscher Länder 
unbeschränkt mit sich führen, sofern sie ihren Wohnsitz 
im Währungsgebiet der DM der Bank Deutscher Län­
der haben und das Reiseziel auf d i r e k t e m  Wege auf 
den zugelassenen Interzonenverbindungen erreicht wird.

§ 3
(1) Das Verbringen deutscher Zahlungsmittel, die über 

die in den §§ 1 und 2 festgelegte Höhe hinausgehen, 
von einem Währungsgebiet in das andere ist den Be­
wohnern beider Gebiete verboten.

(2) Mitgeführte Zahlungsmittel, die den zulässigen 
Höchstbetrag übersteigen, sind bei den Wechselstellen 
der Deutschen Notenbank an den Kontrollpassier- 
punkten der Demarkationslinie bis zur Rückreise zu 
hinterlegen. DM der Bank Deutscher Länder, die nicht 
hinterlegt werden, sind in DM der Deutschen Noten­
bank im Verhältnis 1 :1 umzutauschen.

§ 4
Reisenden, die ihren ständigen Wohnsitz in der Deut­

schen Demokratischen Republik bzw. im demokrati­
schen Sektor von Groß-Berlin haben, ist es gestattet, 
in den Speise- und Schlafwagen der, Interzonenzüge 
vom Antritt der Fahrt bis zur Beendigung der Rück­
reise bis zu 50 DM der Deutschen Notenbank zur 
Befriedigung ihres Reisebedarfs zu verausgaben. Der 
Zahlungsmittelverbrauch ist den Kontrollorganen durch 
Vorlage der von den Speise- und Schlafwagen­
schaffnern ausgehändigten Quittungen bzw. Bettkarten 
nachzuweisen. Die nichtverbrauchten Zahlungsmittel 
der Deutschen Notenbank sind in das eigene Wäh­
rungsgebiet zurückzuführen und den Kontrollorganen 
auf Verlangen vorzuweisen. Eine anderweitige Ver­
wendung der mitgeführten DM der Deutschen Noten­
bank außerhalb des eigenen Währungsgebietes ist un­
zulässig.

§ 5
Reisende, die ihren ständigen Wohnsitz in West­

deutschland bzw. in den Westsektoren von Groß-Berlin 
haben, dürfen die im Rahmen des § 2 dieser Durch­
führungsbestimmung mitgeführten Zahlungsmittel der 
Bank Deutscher Länder im Gebiet der Deutschen Demo­
kratischen Republik nur zur Bezahlung von Leistungen 
der Speise- und Schlafwagen-Gesellschaften in den 
Interzonenzügen verwenden oder bei den Niederlassun­
gen der Deutschen Notenbank in DM der Deutschen 
Notenbank Umtauschen. Der Zahlungsmittelverbrauch 
ist den Kontrollorganen der Deutschen Demokratischen 
Republik auf Verlangen durch Vorlage der von den 
Speise- und Schlafwagen-Schaffnern ausgehändigten 
Quittungen bzw. Bettkarten oder durch Umtausch­
bescheinigungen der Deutschen Notenbank nachzu­
weisen.

§ 6
Verstöße gegen diese Vorschriften sind nach § 12 der 

Anordnung vom 23. März 1949 und § 10 der Anordnung 
vom 14. September 1949 strafbar.

§ 7
Diese Durchführungsbestimmung tritt mit Wirkung 

vom 15. Juli 1954 in Kraft.
Berlin, den 8. Juli 1954

Ministerium der Finanzen 
M. S c h m i d t  

Stellvertreter des Ministers

Zweite Durchführungsbestimmung§ * 
zum Gesetz zur Sicherung der Lagerstätten von 

Bodenschätzen gegen Bebauung.

Vom 10. Juli 1954
Auf Grund des § 9 des Gesetzes vom 14. März 1951 

zur Sicherung der Lagerstätten von Bodenschätzen 
gegen Bebauung (GBl. S. 199) wird im Einvernehmen 
mit dem Vorsitzenden der Staatlichen Plankommission 
und dem Minister für Aufbau folgendes bestimmt:

§ 1
Bei der Abfassung von Anträgen auf Festsetzung von 

Schutzgebieten sind außer den Vorschriften des Ge­
setzes und der Durchführungsbestimmung vom 14. Juni 
1951 (GBl. S. 582) die dieser Zweiten Durchführungs­
bestimmung als Anlage 1 beigefügten Richtlinien zu 
beachten. \

§ 2
(1) Die bei den Räten der Land- und Stadtkreise 

auszulegenden Lagepläne (§ 1 Abs. 3 des Gesetzes) 
dürfen nur die Kreis- und Bezirksgrenzen und die Be­
grenzungslinien des genehmigten Schutzgebietes ent­
halten.

(2) Die Begrenzungslinie des genehmigten Schutz­
gebietes ist durch eine dünne (0,3 mm starke) schwarze 
Linie mit einer außen parallel laufenden durchgehen­
den zinnoberroten Linie darzustellen.

§ 3
(1) Die öffentliche Bekanntmachung einer Anordnung 

über die Festsetzung eines Schutzgebietes (§ 1 Abs. 3 
des Gesetzes) erfolgt im. Zentralblatt der Deutschen 
Demokratischen Republik. Mit dem Tage der öffent­
lichen Bekanntmachung gilt die Anordnung im Sinne 
des § 6 des Gesetzes als erlassen.

(2) Die Aufhebung einer Anordnung über die Fest­
setzung eines Schutzgebietes (§ 5 des Gesetzes) ist 
ebenfalls im Zentralblatt der Deutschen Demokratischen 
Republik bekanntzumachen. Bei teilweiser Aufhebung 
sind die bei den Räten der Land- und Stadtkreise aus­
liegenden Lagepläne durch neue Lagepläne zu ersetzen.

§ 4
Die dieser Durchführungsbestimmung als Anlage 2. 

beigefügte Liste der Anschriften der Technischen Berg- 
bauinspektionen tritt an die Stelle der der Durch­
führungsbestimmung vom 14. Juni 1951 beigefügten 
Anlage.

§ 5
(1) Der Runderlaß Nr. 6/51 des Ministeriums für 

Industrie, Arbeit und Aufbau des Landes Sachsen vom
15. Mai 1951 für das Bauwesen im Land Sachsen tritt 
am 31. Dezember 1954 außer Kraft.

(2) Alle Anordnungen, die auf Grurid des § 1 Abs. 2 
der Verordnung vom 28. Februar 1939 über Bau­
beschränkungen zur Sicherung der Gewinnung von 
Bodenschätzen (RGBl. I S. 381) erlassen sind, verlieren 
am 31. Dezember 1954 ihre Gültigkeit.

(3) Sollen die durch diese Bestimmungen bisher ge­
schützten Gebiete weiterhin unter Schutz gestellt wer­
den, ist rechtzeitig Antrag gemäß § 1 zu stellen, wenn 
die Voraussetzungen dafür vorliegen.

• Durchfb (GBl. 1951 S. 582)
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